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So gesehen So sieht es Jürgen Tomicek    

Zu Magdeburg schreibt in Bu-
dapest 

Europas führende Macht 
wiegt sich in der Illusion, eine 
Willkommensgesellschaft zu 
sein.  Die 19 Jahre der Ära Mer-
kel-Scholz haben dem Land – 
und ganz Europa – die Mas-
seneinwanderung einge-
brockt. Die Terroranschläge 
häuften sich, wie schon im Fal-
le des Berliner Weihnachts-
marktanschlags (von 2016).  
Die Deutschen wurden bei all 
dem immer frustrierter, die 
migrationsfeindliche AfD er-
zielte einen Durchbruch.  Das 
Programm der gegenwärtigen 
Berliner Regierung definiert 
jedoch Deutschland als Ein-
wanderungsgesellschaft. 
Ungarn will das nicht sein, 
nicht zuletzt deshalb nicht, 
weil es die damit verbunde-
nen Sicherheitsrisiken nicht 
eingehen will. Selbst dann 
nicht, wenn – wie es (Minister-
präsident) Viktor Orban  for-
mulierte – Brüssel (mit seiner 

Asylpolitik) aus Ungarn ein 
Magdeburg machen möchte.

In Warschau schreibt dazu

Der Anschlag im Stil der Isla-
misten, der in Deutschland 
von einem Attentäter verübt 
wurde, der sich als größter Is-
lam-Kritiker darstellte und die 
antimuslimische AfD unter-
stützte, entfacht eine neue De-
batte über Einwanderung. Ta-
leb A. könnte als Musterbei-
spiel für Integration gelten; er 
hatte einen hohen sozialen 
Status erreicht. Er war nicht 
während der großen Einwan-
derungsbewegung im Jahre 
2015 nach Deutschland ge-
kommen, sondern bereits 
zehn Jahre zuvor. Er kam auch 
nicht unerlaubt, sondern er 
bekam den Status eines politi-
schen Flüchtlings aus plausi-
bel klingenden Gründen – Ver-
folgung in seinem Heimat-
land. Das alles jedoch bewahrt 
Deutschland nun nicht vor 
einer weiteren Debatte über 
Migration und Muslime. 

Kommentare anderer Zeitungen

Leise rieselt der Schnee... Zeichnung: Jürgen Tomicek

Es ist auch beim neuen US-
Präsidenten angekom-

men: Donald Trump sprach 
jüngst aus, was europäische 
Politiker nur verdruckst sa-
gen: Die Türkei ist maßgebli-
cher Spieler im syrischen Bür-
gerkrieg. Der geglückte Sturz 
des Assad-Regimes sei Resul-
tat türkischer Politik. Ankara 
habe seit Jahren darauf hinge-
wirkt, und „er hat es hinbe-
kommen“. Mit „er“ ist Präsi-
dent Recep Tayyib Erdogan ge-
meint. 

Damit hat Trump tatsäch-
lich die Grundlinie türkischer 
Nahostpolitik beschrieben: Es 
geht nicht einfach nur um Ein-
fluss in der Nachbarschaft. Es 
geht um eine langfristig ange-
legte Strategie und die grund-
legende Korrektur politisch-
historischer Ergebnisse der 
vergangenen 100 Jahre. Man 
kann das auch neo-osmani-
schen Imperialismus nennen. 

Bereits ziemlich früh im sy-
rischen Bürgerkrieg begann 
die Türkei, eine Einflusssphäre 
in Nordsyrien aufzubauen. 
Das geschah zunächst durch 
die Unterstützung turkspra-
chiger Milizen und später vor 
allem islamistischer Gruppen. 
All das geschah im Kontext 
der Autonomiebestrebungen 
der Kurden im Norden Sy-
riens, die sehr schnell ein aus-
gedehntes Gebiet kontrollier-
ten und im Verlauf des Bürger-
krieges zu Hauptgegnern des 
Islamischen Staates (IS) wur-
den.

Brutale Kriegführung 

Die kurdischen Milizen 
wurden dabei in ihrem Kampf 
gegen den IS in begrenztem 
Umfang vom Westen unter-
stützt, während das Nato-Land 
Türkei hinter Milizen stand, 
die mit dem IS kooperierten. 
Diese militärischen Auseinan-
dersetzungen endeten mit 

Das waren unsere Moscheen, 
unsere Schreine.“ 2018 drohte 
er Griechenland mehrfach mit 
dem Satz: „Wir könnten plötz-
lich eines Nachts kommen.“

In Nordsyrien ist die Türkei 
kurz davor, einen Teil ihres im-
perialistischen Programms zu 
verwirklichen. Die Kontrolle 
über die besetzen Gebiete fes-
tigt sich – auch im Rahmen 
einer erneuten Großoffensive 
gegen die Restbestände des 
kurdischen de-facto-Staates in 
der Region.

Naive grüne Außenpolitik

Fahrlässig erhalten Erdogan 
& Co dabei Schützenhilfe aus 
Deutschland. Außenministe-
rin Annalena Baerbock (Grü-
ne) forderte in der vergange-
nen Woche bei einem Besuch 
in Ankara allen Ernstes die 
kurdischen Kämpfer auf, die 
Waffen niederzulegen. Sie sei 
sich mit der Türkei einig, „dass 
die kurdischen Rebellen im 
Norden Syriens entwaffnet 
und in die internen Sicher-
heitsstrukturen des Landes 
eingebettet werden sollen“, zi-
tierte  der „Spiegel“. Das bedeu-
tet nichts weniger, als die Kur-
den der Schlachtbank auszu-
liefern, dem türkischen Impe-
rialismus freie Bahn zu lassen 
und den Vorderen Orient wei-
ter zu destabilisieren. Baer-
bock ist offenbar dabei, die 
türkisch-deutsche „Waffenbrü-
derschaft“ des Ersten Weltkrie-
ges wiederaufleben zu lassen. 

Verantwortungslosere und 
naivere Außenpolitik lässt 
sich kaum denken. Wer näm-
lich imperiales Großmacht-
streben eines so unzuverlässi-
gen wie aggressiven vermeint-
lichen „Verbündeten“ aktiv för-
dert, handelt nach dem Bon-
mot Winston Churchills: Er 
füttert ein Krokodil in der 
Hoffnung, dass es einen zu-
letzt frisst.

Analyse   Wie die Türkei in Syrien an ihrem neuen Imperium bastelt

Des Sultans Traum vom Reich 
einer Großoffensive der türki-
schen Armee gegen kurdische 
Verbände im Jahre 2019, die in 
der Ausweitung der türki-
schen Einflusszone mündete. 
Die Türkei ging dabei äußerst 
brutal vor und setzte nach wie 
vor auf islamistische Milizen, 
die sich zum Teil aus Restbe-
ständen Al-Qaidas und des IS 
rekrutierten. 

Allerdings ging und geht es 
Ankara eben nicht um Kon-
trolle einer Sicherheitszone 
im Norden. Es geht in Wirk-
lichkeit um territoriale Erwer-
bungen. Man kann mit Fug 
und Recht von einer ethni-
schen Säuberung im Norden 
reden. Waren vor dem türki-

schen Angriff Kurden und Jesi-
den in der Mehrheit, wurden 
diese systematisch aus der Re-
gion vertrieben. Gezielt siedel-
ten türkische Behörden loyale 
Sunniten aus Südsyrien und 
arabische Kämpfer in deren 
Häusern an. Die Rede ist auch 
von ethnischen Türken. Dane-
ben betreibt Ankara Sprach-
politik: Das Türkische ist in 
der Region überall präsent. 
Die Region wird planmäßig 
türkifiziert.

 Dabei handelt es sich – im 
Gegensatz zum israelischen 
Vorgehen im Vorland des Go-
lan – nicht um militärische Si-
cherung eigenen Gebietes. 
Dieses Vorgehen ist Teil der 
türkischen Nahoststrategie, 
die auf die so weitgehend wie 
mögliche Wiederherstellung 
des territorialen Bestandes 
des ehemaligen Osmanischen 
Reiches zielt. Diesen „Neo-Os-
manismus“ kann man seit 

dem Amtsantritt Erdogans ge-
trost als Leitmotiv türkischer 
Außenpolitik betrachten. 

Geht es nach dem türki-
schen Präsidenten, bleibt es 
nicht bei den Gebietserwer-
bungen in Nordsyrien. Mitte 
Dezember hielt er auf dem 
Parteikongress seiner AKP in 
der Provinz Sakarya eine in 
Europa wenig beachtete, doch 
wichtige Rede. Darin fiel der 
Satz: „Es ist sehr wahrschein-
lich, dass die Städte, die wir 
Aleppo, Idlib, Hama, Damas-
kus und Raqqa nennen, unse-
re Provinzen werden.“ Damit 
erhob Erdogan Anspruch auf 
fast das gesamte syrische 
Staatsgebiet. Es war nicht das 

erste Mal. 
Bis zum 

Jahre 1918 und 
der Niederlage 
des Osmani-
schen Reiches 
im Ersten 
Weltkrieg wa-
ren Syrien, Li-

banon und das Gebiet des 
heutigen Israels türkische Pro-
vinzen. Der Neo-Osmanismus 
träumt von der Wiederherstel-
lung dieses Zustandes. Mehr 
noch: Auch Gebiete, die be-
reits im 19. und 20. Jahrhun-
dert dem Osmanischen Reich 
verloren gegangen sind, wer-
den beansprucht. So ist auch 
das militärische Engagement 
der Türkei im Bürgerkriegs-
land Libyen zu erklären sowie 
die fortgesetzte Besetzung 
eines Teils Zyperns.

Wüste Drohungen

Auch Griechenland muss 
sich des türkischen Imperialis-
mus erwehren. 2018 sagte Er-
dogan über das Ergebnis des 
Ersten Weltkrieges: „In Lau-
sanne haben wir Inseln wegge-
geben, so nah, dass eure Stim-
men dort gehört werden kön-
nen, wenn ihr hinüberschreit. 

Autor   ist Alexander Will. Er hat 
unter anderem in Syrien studiert 
und schreibt über deutsche und 
internationale Politik.
@ Den Autor erreichen Sie unter 
Will@infoautor.de

Gedanken zum Weihnachtsfest   

„Wir brauchen
Deine Heiterkeit“
Von Ulrich Schönborn

Sind Sie auch etwas erschöpft nach diesem Jahr? 
Wir erleben eine Wirtschaftskrise. Wir haben unsere 

Regierung scheitern sehen. Wir haben gebannt und viele mit 
Bangen die Wiederwahl von Donald Trump zum Präsidenten 
der USA verfolgt. Der Angriffskrieg Russlands gegen die 
 Ukraine liegt als schrecklicher Schatten auf Europa und im 
Nahen Osten dreht sich die Spirale der Gewalt. Und dann 
noch das unfassbare Attentat von Magdeburg…

Können wir trotz der Ereignisse um uns herum friedlich 
und fröhlich Weihnachten feiern? Dürfen wir dabei das Ster-
ben und Elend in den Kriegsgebieten in aller Welt und das 
Leid der Attentats-Opfer von Magdeburg einfach ausblenden?

Als ich mir diese Frage stellte, kam mir der  Textanfang  des 
Lieds „Ermutigung“ von  Wolf Biermann in den Sinn: „Du, lass 
Dich nicht verhärten, in dieser harten Zeit.“

Ja, wir dürfen und müssen durchatmen, Kraft sammeln 
und ohne schlechtes Gewissen 
Harmonie genießen. 

Nachdem wir dieses Jahr das 
75-jährige Bestehen unseres 
Grundgesetzes gefeiert haben, 
können wir 2025 diese Erfolgs-

geschichte fortsetzen und zeigen, wie stark unsere Demokra-
tie ist. Die Neuwahlen am 23. Februar werden richtungswei-
send sein. Krisenzeiten wie diese sind Nährboden für extre-
mistische und populistische Kräfte, die vermeintlich einfache 
Antworten auf komplexe Fragen haben. Das Spiel mit der 
Angst ist ihr Geschäft. Wir sollten auf dieses Spiel nicht he-
reinfallen. Auch da mahnt Biermann: „Du, lass Dich nicht er-
schrecken, in dieser Schreckenszeit, das woll’n sie doch be-
zwecken, dass wir die Waffen strecken.“

Doch auch und gerade die demokratischen Kräfte sind ge-
fordert. Wer das Volk vertreten will, muss dessen Bedürfnisse 
und Sorgen kennen und ernst nehmen. Das Grundgesetz, auf 
das wir zu Recht so stolz sind, verpflichtet die Parteien, als 
Bindeglied zwischen Bürgern und Staat zu wirken. Das Ver-
bindende musste man zuletzt oft suchen. 

Der Wahlkampf wird kurz und heftig – das deutete sich in 
der Debatte zur Vertrauensfrage bereits an. Die sogenannten 
Sozialen Medien haben unsere Streitkultur nachhaltig beein-
flusst. Streit ist wichtig für die Demokratie. Es geht nicht um 
Konsens, sondern um die Fähigkeit, am Ende einer Debatte 
eine Mehrheitsentscheidung zu finden und zu akzeptieren. 
Hass,  Hetze und Rechthaberei sind Gift für die Debatte. Aber 
wichtig ist auch: Nicht jede abweichende Meinung ist gleich 
Hass und Hetze.

Aufeinander zugehen, Resilienz, Gelassenheit, Optimismus 
- das wünsche ich uns allen zum Weihnachtsfest und zum 
Start ins neue Jahr. Genießen Sie die Zeit mit Ihren Lieben. 
Auch dazu hat Wolf Biermann in seinem Lied die passenden 
Worte gefunden: „Du, lass Dich nicht verbrauchen, gebrauche 
Deine Zeit.  Du kannst nicht untertauchen, Du brauchst uns 
und wir brauchen grad Deine Heiterkeit.“   

@ Den Autor erreichen Sie unter Schoenborn@infoautor.de    

Der Text  zum Anhören,   
gesprochen vom Autor 
www.nwzonline.de/
nwz-meinung-podcast/


